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Vorwort

Die Übergabe landwirtschaftlicher Betriebe stellt im Rahmen der Beratung und Vertrags-
gestaltung der vorweggenommenen Erbfolge, die an sich schon kein ganz einfaches
Rechtsgebiet ist, noch einmal eine Besonderheit für sich dar. Diese resultiert zum einen
aus der Eigenart der zu beachtenden Vorschriften des materiellen Rechts und des Verfah-
rensrechts. Das gilt vor allem für die Übergabe eines Hofes im Sinne der Höfeordnung, da
die Bestimmungen der Höfeordnung ganz erheblich von den Vorschriften des allgemei-
nen Rechts des BGB abweichen und zudem höfespezifische verfahrensrechtliche Vor-
gaben im Rahmen der Vorbereitung, Ausgestaltung und Abwicklung einer Hofübergabe
zu berücksichtigen sind.

Auch der Gegenstand des Übergabevertrages, der ihm zugrundeliegende Lebenssachver-
halt und die durch den Vertrag zu regelnden Fragen weisen Besonderheiten auf, die die
Übergabe eines landwirtschaftlichen Betriebes als eigenständigen Vertragstyp kenn-
zeichnen, und zwar nicht nur im Geltungsbereich der Höfeordnung, also in Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Hamburg, sondern auch in den übri-
gen Teilen Deutschlands.

Hinzu kommen die historisch gewachsenen und regionaltypischen Gepflogenheiten rund
um die Nachfolge und die Übergabe landwirtschaftlicher Betriebe, die oft schon seit Ge-
nerationen in Familienhand fortgeführt werden.

Das Steuerrecht spielt aufgrund seiner schon traditionellen Besonderheiten im Bereich
der Übergabe landwirtschaftlicher Betriebe eine wichtige Rolle. Die steuerrechtlichen
Aspekte werden daher ebenfalls berücksichtigt und in § 15 ausführlich erläutert. Das Jah-
ressteuergesetz 2020, das gerade für die lebzeitige Übertragung landwirtschaftlicher Be-
triebe wesentliche Klarstellungen getroffen hat, ist eingearbeitet.

Ein besonderer Dank gilt Frau Uta Greferath-Russ vom Deutschen Notarverlag, die die
Fertigstellung dieses Buches mit bewundernswerter Geduld und Ausdauer gefördert hat.

Jülich und Bonn, im März 2021

Heiner Roemer Christian Vaupel Ralf Stephany

V
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Bedanken möchte sich der Verlag, auch im Namen von
Herrn Dr. Roemer, beim C.H. Beck Verlag. Da Herr
Dr. Roemer Mitautor bei den im C.H. Beck Verlag ver-
öffentlichten Werken „Beck’sches Formularbuch Immo-
bilienrecht“ und „Formularbuch Vermögens- und Unter-
nehmensnachfolge“ ist, konnte er erst auf der Grundlage
der Genehmigung durch den C.H. Beck Verlag an dem
Buch „NotarFormulare Übergabe landwirtschaftlicher
Betriebe“ als Mitautor mitwirken. Die in diesem Buch ent-
haltenen Muster und Erläuterungen stammen teilweise
mit den vom Autor verfassten Texten in den genannten
im C.H. Beck Verlag veröffentlichten Werken überein
oder lehnen sich an sie an.
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§ 1 Einführung

A. Der Übergabevertrag als Regelfall der Vermögensnachfolge in
einen landwirtschaftlichen Betrieb

1Das Formularbuch behandelt die vorweggenommene (Hof-) Erbfolge in einen landwirt-
schaftlichen Betrieb durch Übergabevertrag. Verfügungen von Todes wegen, welche die
Vererbung landwirtschaftlicher Betriebe regeln, sind nicht Gegenstand dieser Darstel-
lung.1 Der Grund hierfür ist, dass die lebzeitige Übertragung durch Übergabevertrag
der in der Praxis weitaus häufigste Fall der Vermögensnachfolge in einen landwirtschaft-
lichen Betrieb ist. Man schätzt, dass 90 % der landwirtschaftlichen Betriebe einschließ-
lich solcher außerhalb des Geltungsbereichs der HöfeO zu Lebzeiten des Eigentümers
durch Übergabevertrag an den (Hof-) Nachfolger übertragen werden.2

B. Gründe für eine vorweggenommene Hoferbfolge

2Die lebzeitige Übertragung des landwirtschaftlichen Betriebes durch Übergabevertrag ist
der Nachfolge durch (Hof-) Erbfall vorzuziehen. Eine Hofnachfolge, die erst mit dem
Tode des Eigentümers stattfindet und dazu führt, dass der Hoferbe den landwirtschaftlichen
Betrieb erst in weit fortgeschrittenem Alter übernimmt, ist diesem zumeist nicht zuzumu-
ten.3 Dies gilt insbesondere im Hinblick auf den Strukturwandel in der Landwirtschaft. Der
vorgesehene Nachfolger, in der Regel ein Kind oder sonstiger naher Angehöriger des Ver-
äußerers, hat häufig bereits viele Jahre und gegen meist bescheidene Entlohnung im Betrieb
des Übergebers mitgearbeitet und sich auf seine künftige Stellung als Betriebsinhaber und
Hofeigentümer vorbereitet. Der Übergabevertrag verschafft ihm das Eigentum am Hof und
verhindert, dass berechtigte Erwartungen, Berufs- und Lebensplanungen des Übernehmers
durch eine spätere Willensänderung des Übergebers enttäuscht werden.

3Neben dem Vorteil eines rechtzeitigen Generationenwechsels hat die lebzeitige Übergabe
des landwirtschaftlichen Betriebes noch weitere Vorzüge. Der Übergabevertrag kann,
wenn an seinem Abschluss, was zu empfehlen ist, die pflichtteilsberechtigten weichenden
Erben beteiligt sind, deren Ansprüche in Bezug auf den landwirtschaftlichen Betrieb ab-
schließend regeln, flankiert durch Verzichte, insbesondere gegenständlich beschränkte
Pflichtteilsverzichte und – im Geltungsbereich der HöfeO – Abfindungsverzichte. Die
wirtschaftlichen und persönlichen Bedürfnisse und Interessen des Übergebers und seines

1 Muster zu Verfügungen von Todes wegen, welche die Vererbung eines landwirtschaftlichen Betriebs zum Ge-
genstand haben, finden sich z.B. in Kersten/Bühling/Führ, § 109.

2 Ruby, ZEV 2006, 351, 352.
3 Vgl. hierzu und zum Folgenden Hannes/Roemer, S. 1339 f.
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Ehegatten, deren Altersversorgung häufig zumindest teilweise mit aus dem Betrieb zu er-
wirtschaftenden Zahlungen sichergestellt und denen ein lebenslanges Wohnen auf dem
Hof – gegebenenfalls mit häuslicher Pflege und Betreuung durch den Übernehmer – er-
möglicht werden soll, können durch eine entsprechende Ausgestaltung des (Hof-) Über-
gabevertrages angemessen berücksichtigt werden.4

4 Liegt der landwirtschaftliche Betrieb, der übertragen werden soll, im Geltungsbereich der
Höfeordnung (HöfeO), also gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 HöfeO in Hamburg, Niedersachsen,
Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein,5 und erfüllt er die Voraussetzungen des
§ 1 Abs. 1 HöfeO, so hat der Übergabevertrag die vom allgemeinen Recht abweichenden
Vorschriften der HöfeO zu beachten, einschließlich der hieraus folgenden verfahrensrecht-
lichen Besonderheiten. In diesem Buch werden sowohl der Übergabevertrag über einen Hof
im Sinne der HöfeO (Hofübergabevertrag) als auch der Übergabevertrag über einen land-
wirtschaftlichen Betrieb, der nicht Hof im Sinne der HöfeO ist, behandelt. Da die HöfeO
dem Hofeigentümer die Möglichkeit eröffnet, die Hofeigenschaft aufzuheben (§ 1 Abs. 4
HöfeO), können auch im Geltungsbereich der HöfeO Übergabeverträge über landwirtschaft-
liche Betriebe abgeschlossen werden, auf welche die HöfeO keine Anwendung findet, wenn
der Hofeigentümer zuvor gemäß § 1 Abs. 4 HöfeO die Hofeigenschaft durch Hofaufgabeer-
klärung (negative Hoferklärung) und anschließende Löschung des Hofvermerks im Grund-
buch beseitigt hat. Zur Hofaufgabeerklärung vgl. ausführlich § 3 Abschn. D, § 3 Rdn 29 ff.

5 Häufiger Anlass für eine lebzeitige Übergabe des landwirtschaftlichen Betriebes war bis-
her auch das Bestreben, die sozialversicherungsrechtlichen Vorgaben für den Bezug der
gesetzlichen Altersrente des abgebenden Landwirts zu erfüllen.6 Nach § 11 Abs. 1 des
Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) bestand ein Anspruch auf Regel-
altersrente nämlich nur dann, wenn – neben der Erreichung der Regelalterszeit und der
Erfüllung der Wartezeit von 15 Jahren – das Unternehmen der Landwirtschaft abgegeben
war (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 ALG). Eine solche Abgabe lag nach § 21 Abs. 1 ALG vor, wenn
das Eigentum an den landwirtschaftlich genutzten Flächen mit Ausnahme der stillgeleg-
ten Flächen auf einen Dritten übergegangen ist.7 Mit Beschluss vom 23.5.2018 hat das
BVerfG jedoch § 11 Abs. 1 Nr. 3 ALG für verfassungswidrig und unanwendbar erklärt,
da das ALG keine Härtefallregelung für die Fälle einer Unzumutbarkeit der Hofabgabe
vorgesehen habe.8 In Reaktion auf diese Entscheidung hat der Gesetzgeber nicht etwa
eine Härtefallregelung eingeführt, sondern § 11 Abs. 1 Nr. 3 sowie § 21 und § 22 ALG

4 Hannes/Roemer, S. 1340.
5 Die HöfeO wird nach ihrem Geltungsbereich auch als nordwestdeutsche HöfeO bezeichnet.
6 Ruby, ZEV 2006, 351, 352; Hannes/Roemer, S. 1340.
7 Neben der Eigentumsübertragung sah das ALG noch weitere Möglichkeiten der Abgabe des landwirtschaftli-

chen Betriebes vor, so z.B. in § 21 Abs. 2 Nr. 1 ALG die langjährige Verpachtung der landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen, wobei die Pachtdauer mindestens neun Jahre betragen musste.

8 BVerfG NJW 2018, 3007.

§ 1 Einf�hrung
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ersatzlos aufgehoben.9 Eine Hofabgabe ist somit nicht mehr Voraussetzung für den Bezug
der Altersrente nach dem ALG.

C. Die Zersplitterung des Landwirtschaftserbrechts

6Der BGB-Gesetzgeber konnte sich nicht zu einer umfassenden und einheitlichen Sonder-
regelung für die Vererbung und Übergabe landwirtschaftlicher Betriebe entscheiden. Er be-
ließ es vielmehr bei der Aufnahme weniger Einzelbestimmungen in das BGB (§§ 2049,
2312, 1515 Abs. 2 BGB). Gleichzeitig ließ er in Art. 64 EGBGB das Fortbestehen der bei
Inkrafttreten des BGB geltenden landesgesetzlichen Vorschriften über das Anerbenrecht
hinsichtlich land- und forstwirtschaftlicher Grundstücke zu, jedoch mit der Vorgabe, dass
die Landesgesetze das Recht des Erblassers, über die dem Anerbenrecht unterliegenden
Grundstücke von Todes wegen zu verfügen, nicht beschränken können. Der Rechtszustand
ist nach wie vor zersplittert. Es können folgende Geltungsbereiche unterschieden werden:

I. Die HöfeO

7Die HöfeO ist ein Bundesgesetz, das jedoch als partiell geltendes Bundesrecht
(Art. 124 GG) nur in den Bundesländern der ehemaligen britischen Zone, also in Ham-
burg, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein gilt. Sie wird
auch als nordwestdeutsche Höfeordnung bezeichnet.

Hof i.S.d. HöfeO ist eine land- oder forstwirtschaftliche Besitzung, die im Gebiet eines
der vier genannten Bundesländer liegt und eine zu ihrer Bewirtschaftung geeignete Hof-
stelle aufweist. Die Besitzung muss einen Wirtschaftswert von mindestens 10.000 EUR
haben10 und im Alleineigentum einer natürlichen Person oder im gemeinschaftlichen Ei-
gentum von Ehegatten stehen oder zum Gesamtgut einer fortgesetzten Gütergemein-
schaft gehören (§ 1 Abs. 1 HöfeO) oder im gemeinschaftlichen Eigentum von Lebens-
partnern nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz (§ 19 HöfeO) stehen.

8Kennzeichnend für die HöfeO sind insbesondere: (zu weiteren Einzelheiten der HöfeO
vgl. § 2 Rdn 1 ff.)

& die höferechtliche Sondernachfolge:
der Hof geht mit dem Tode des Hofeigentümers auf den Hoferben über (§ 4 HöfeO),
der mit dem Hoferbfall ohne weitere Vollzugsakte Alleineigentümer des Hofes wird.

9 Durch Gesetz vom 18.12.2018, BGBl I, 2651.
10 Eine Besitzung mit einem Wirtschaftswert von weniger als 10.000 EUR, jedoch von mindestens 5.000 EUR

wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 3 HöfeO Hof, wenn der Eigentümer die Hofeigenschaft durch Hofeinführungserklä-
rung und Eintragung des Hofvermerks im Grundbuch begründet.

C. Die Zersplitterung des Landwirtschaftserbrechts § 1
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Hoferbe und lebzeitiger Hofnachfolger kann immer nur eine Person werden, § 4 S. 1
HöfeO;11

& Wirtschaftsfähigkeit des Hofnachfolgers:
Hoferbe und lebzeitiger Hofnachfolger kann grundsätzlich nur werden, wer wirt-
schaftsfähig ist (§ 6 Abs. 6 HöfeO), d.h. nach seinen Fähigkeiten, Kenntnissen und
seiner Persönlichkeit in der Lage ist, den Hof selbstständig ordnungsgemäß zu bewirt-
schaften (§ 6 Abs. 7 HöfeO)

& Abfindungsprivilegien des Hoferben:
Im Interesse des Fortbestands des Hofes erhalten die weichenden Erben nur eine Ab-
findung, die weit unter dem Verkehrswert des Hofes liegt (§ 12 HöfeO);

& Nachabfindungsansprüche der weichenden Erben:
Falls der Hoferbe innerhalb von zwanzig Jahren den Hof oder Teile des Hofes ver-
äußert oder in sonstiger Weise nichtlandwirtschaftlich gewinnbringend nutzt, so ste-
hen den weichenden Erben gemäß § 13 HöfeO Nachabfindungsansprüche zu.

& Fakultatives Höferecht:
Der Eigentümer, der die Geltung der HöfeO nicht wünscht, kann die Hofeigenschaft
aufheben (§ 1 Abs. 4 S. 1 Höfe). Er kann sie auch (wieder) einführen (§ 1 Abs. 4 S. 2
HöfeO). Ausführlich hierzu § 3 Abschn. A., § 3 Rdn 1 ff.

II. Landesrechtliche Anerbengesetze

9 In einigen Bundesländern bestehen – als Landesrecht – teilweise eigene Anerbenrechte
über land- und forstwirtschaftliche Betriebe, die über Art. 64 EGBGB fortgelten. So in
Bremen das Bremische Höfegesetz für Höfe, die in der Höferolle eingetragen sind, in
Rheinland-Pfalz das Rheinland-Pfälzische Gesetz über die Höfeordnung für land- und
forstwirtschaftliche Betriebe, die in der Höferolle eingetragen sind, in Hessen die Hessi-
sche Landgüterordnung für Landgüter, die in der Landgüterrolle eingetragen sind, sowie
in Baden-Württemberg in Teilen des ehemaligen Landes Baden das „Badische Gesetz,
die geschlossenen Hofgüter betreffend“ für Schwarzwaldhöfe, die als geschlossene Hof-
güter im Grundbuch eingetragen sind.12 Diese Landesanerbengesetze, die im Übrigen fa-
kultativ sind, spielen in der Praxis nur eine geringe Rolle13 und werden hier nicht behan-
delt.

11 Ausnahme Ehepaare: Ein Hof kann auch an ein Ehepaar vererbt oder übertragen werden, vgl. BGH NJW 1960,
1251.

12 Zu Einzelheiten dieser Landesanerbenrechte vgl. Palandt/Herrler, Art. 64 EGBGB Rn 2; Staudinger/J. Mayer,
Art. 64 EGBGB Rn 103 ff.

13 Die Landesanerbengesetze werden als weitgehend „totes Recht“ bezeichnet, Netz, RdL 2004, 1, 3; Staudinger/
J. Mayer, Art. 64 EGBGB, Rn 13; Ruby, ZEV 2006, 351, 352.

§ 1 Einf�hrung
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10In Brandenburg gilt seit dem 21.6.2019 eine eigenständige Höfeordnung, die der Land-
tag des Landes Brandenburg durch Gesetz über die Höfeordnung für das Land Branden-
burg (BbgHöfeOG) vom 19.6.2019 beschlossen hat.14 Die brandenburgische HöfeO lehnt
sich sehr eng an die nordwestdeutsche HöfeO an.15

III. Landgutrecht des BGB: Einzelheiten

11In den übrigen Bundesländern, in denen weder die HöfeO noch eigene Landesanerben-
gesetze gelten – das trifft zu auf Bayern, Berlin, das Saarland und die neuen Bundes-
länder mit Ausnahme Brandenburgs16 – oder die Parteien ihre Anwendung ausgeschlos-
sen haben,17 gilt das Landgutrecht des BGB mit Bewertungsprivilegien für den Erben
oder Übernehmer des Landguts (§§ 2049, 2312 BGB). Ferner besteht dort die Möglich-
keit einer gerichtlichen Zuweisung des landwirtschaftlichen Betriebes an einen von meh-
reren Miterben gemäß §§ 13 GrdStVG.

1. Bewertungsprivileg

12Das Landgutrecht des BGB begünstigt den Übernehmer eines Landguts, indem es für die
Bewertung des Landguts nicht den Verkehrswert, sondern den in der Regel deutlich nied-
rigeren Ertragswert ansetzt (§§ 2049, 2312 BGB). Die Begünstigung wird mit dem
agrarpolitischen Interesse an der Erhaltung leistungsfähiger landwirtschaftlicher Be-
triebe in einer Hand begründet.18

Nach § 2049 BGB Abs. 1 BGB ist im Zweifel anzunehmen, dass das Landgut zum Er-
tragswert angesetzt werden soll, wenn der Erblasser angeordnet hat, dass ein Miterbe
das Recht haben soll, ein zum Nachlass gehörendes Landgut zu übernehmen.

13Nach § 2312 BGB ist der Ertragswert des Landguts aber auch für die Berechnung des
Pflichtteils maßgebend, und hier entfaltet das Bewertungsprivileg in der Praxis seine be-
sondere Bedeutung. Die Ansprüche der Pflichtteilsberechtigten bemessen sich gemäß
§ 2312 BGB nach dem – niedrigeren – Ertragswert, wenn, bei Vorhandensein mehrerer
Erben, der Erblasser angeordnet hat oder nach § 2049 BGB anzunehmen ist, dass einer
von mehreren Erben das Recht haben soll, ein zum Nachlass gehörendes Landgut zum
Ertragswert zu übernehmen (§ 2312 Abs. BGB) oder, bei Vorhandensein nur eines Erben,

14 GVBl für das Land Brandenburg Nr. 28 v. 20.6.2019.
15 Zu Einzelheiten vgl. Seutemann, RdL 2019, 280, sowie Tumlirsch, AUR 2020, 6.
16 In den neuen Bundesländern gelten weder die nordwestdeutsche HöfeO noch altrechtliche Landesanerbenge-

setze, Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/v. Jeinsen, Einl. Rn 32 ff.; Wöhrmann/Graß, Einl. zur HöfeO, Rn 46 f. In
Brandenburg gilt, wie oben erwähnt, seit dem 21.6.2019 eine eigene landesrechtliche HöfeO

17 Wie insbesondere im Geltungsbereich der HöfeO durch Hofaufgabeerklärung gemäß § 1 Abs. 4 S. 1 HöfeO
18 BGH NJW 1995, 1352; BGH NJW-RR 1992, 770; Palandt/Weidlich, § 2049 Rn 1.

C. Die Zersplitterung des Landwirtschaftserbrechts § 1
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wenn der Erblasser angeordnet hat, dass der Berechnung des Pflichtteils der Ertragswert
zugrunde gelegt werden soll (§ 2312 Abs. 2 BGB).

14 Die Vorschriften der §§ 2049 und 2312 BGB gelten nicht nur in den Fällen, in denen der
Erblasser das Übernahmerecht und die Geltung des Ertragswerts durch Verfügung von
Todes wegen angeordnet hat, sondern auch im Falle einer lebzeitigen Übergabe des
Landguts.19 Voraussetzung hierfür ist, dass der Erblasser im Übergabevertrag eine dahin-
gehende Willenserklärung abgegeben hat und die Eigenschaft als Landgut im Zeitpunkt
des Erbfalls noch oder wieder besteht.20 Ist der Ertragswert höher als der Verkehrswert, so
ist der Verkehrswert maßgeblich.21

Nicht mit dem Ertragswert, sondern – zur Vermeidung einer „Überprivilegierung“ des Er-
ben – mit dem Verkehrswert anzusetzen sind hingegen diejenigen zum Landgut gehö-
rende Grundstücke, die baureif oder – aufgrund amtlicher Genehmigung zum Abbau
von Kiesvorkommen – auskiesungsreif sind, sofern sie sich ohne Gefahr für die dauernde
Lebensfähigkeit des Landguts aus diesem herauslösen lassen.22

2. Begriff des Landguts

15 Der Begriff „Landgut“, der vom Gesetz nicht definiert wird, setzt nach allgemeiner Mei-
nung eine „Besitzung voraus, die eine zum selbstständigen Betrieb der Landwirtschaft
einschließlich der Viehzucht oder der Forstwirtschaft geeignete und bestimmte Wirt-
schaftseinheit darstellt, und mit den nötigen Wohn- und Wirtschaftsgebäuden versehen
ist“.23 Sie muss eine gewisse Größe erreichen und für den Inhaber eine selbstständige
Nahrungsquelle darstellen, sie muss aber nicht eine bäuerliche Durchschnittsfamilie er-
nähren.24 Der Betrieb kann, wenn er zum erheblichen Teil zum Lebensunterhalt seines
Inhabers beiträgt, auch nebenberuflich geführt werden.25 Stets zusätzlich erforderlich
ist die begründete Erwartung, dass der Betrieb weitergeführt oder, wenn die Bewirtschaf-
tung aufgegeben ist, künftig wieder aufgenommen wird.26

19 BGH NJW 1964, 1414, 1415; BGH NJW 1995, 1352.
20 BGH NJW 1995, 1352, insoweit unter Aufgabe von BGH NJW 1964, 1414, 1416.
21 MüKo-BGB/Ann, § 2049, Rn 8.
22 BGH NJW 1987,1260 zu baureifen Grundstücken; BGH NJW-RR 1992, 66 zu auskiesungsreifen Grundstü-

cken.
23 BGH NJW 1964, 1414, 1416; BGH NJW 1987, 951.
24 BGH NJW 1987,951; Palandt/Weidlich, § 2312 Rn 7.
25 BGH NJW 1987, 951.
26 BGH NJW-RR 1992, 770.

§ 1 Einf�hrung
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3. Bestimmung des Ertragswertes

16Der Ertragswert bestimmt sich gemäß § 2049 Abs. 2 BGB nach dem Reinertrag, den das
Landgut nach seiner bisherigen wirtschaftlichen Bestimmung bei ordnungsgemäßer Be-
wirtschaftung nachhaltig gewähren kann. Wie der Ertragswert im Einzelnen festzustellen
ist, sollte nach den Vorstellungen des Gesetzgebers nach Art. 137 EGBGB den landes-
rechtlichen Vorschriften vorbehalten bleiben.27 Die meisten Bundesländer haben Kapi-
talisierungsfaktoren festgelegt, mit denen der jährliche Reinertrag zu multiplizieren
ist, um zum Ertragswert des Landguts zu gelangen. Der Vervielfältiger beträgt in einigen
Bundesländern 18, in anderen Bundesländern 25,28 so dass etwa in Nordrhein-Westfalen
der Ertragswert des Landguts mit dem 25-fachen des jährlichen Reinertrags anzusetzen
ist. Von der Ermächtigung, auch zu bestimmen, wie der Reinertrag zu ermitteln ist, haben
die Bundesländer keinen Gebrauch gemacht.29 In der Praxis ist daher der Reinertrag re-
gelmäßig durch ein Bewertungsgutachten eines Sachverständigen zu ermitteln.30

4. Beg�nstigter Personenkreis

17Das pflichtteilrechtliche Bewertungsprivileg für Landgüter gilt nach § 2312 Abs. 3 BGB
nur dann, wenn der Erbe oder Übernehmer, der das Landgut erwirbt, selbst zu den nach
§ 2303 BGB pflichtteilsberechtigten Personen gehört. Nicht erforderlich ist, dass er
im konkreten Fall tatsächlich pflichtteilsberechtigt ist, so dass auch das durch seine Eltern
wegen § 2309 BGB ausgeschlossene Enkelkind zu dem nach § 2312 Abs. 3 BGB begüns-
tigen Personenkreis gehört.31

18Privilegiert ist darüber hinaus nur der Erwerb des Landguts durch eine Einzelperson,
nicht aber der Erwerb durch mehrere Personen, z.B. zu Miteigentum nach Bruchteilen.32

Insoweit bestehen Parallelen zum Höferecht der HöfeO, das nur die Vererbung oder leb-
zeitige Übertragung des Hofes an eine Person zulässt.33 Wird das Landgut an mehrere Per-
sonen übertragen oder hat der Erblasser durch Verfügung von Todes wegen angeordnet,
dass mehrere Erben das Landgut erhalten sollen, so ist es mit dem Verkehrswert und nicht
lediglich mit dem Ertragswert anzusetzen.34

27 Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 77.
28 Überblick über die Regelungen der einzelnen Bundesländer z.B. in Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 87 ff.
29 Palandt/Weidlich, § 2049 Rn 2; Wöhrmann/Graß, § 2049 Rn 77. Ausführlich zur Bewertung landwirtschaft-

licher Betriebe s. Pilz, Recht und Bewertung landwirtschaftlicher Betriebe, 2. Aufl. 2015.
30 Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 77.
31 Ruby, ZEV 2007, 263, 265.
32 BGH FamRZ 1977, 195; Ruby, ZEV 2007, 263, 265; Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 53.
33 Ausnahme: Vererbung oder Übertragung an Ehegatten, vgl. BGH NJW 1960, 251; Roemer, RNotZ 2015, 556.
34 BGH NJW 1973, 995; BGH FamRZ 1977, 195; Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 53.

C. Die Zersplitterung des Landwirtschaftserbrechts § 1
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Anders als im Höferecht der HöfeO (vgl. § 6 Abs. 6 S. 1 HöfeO) muss der Übernehmer
eines Landguts nicht wirtschaftsfähig sein.35

5. Nachabfindungsanspr�che

19 Das Landgutrecht des BGB enthält, anders als die HöfeO in § 13 BGB oder die meisten
Landesanerbengesetze,36 keine Bestimmungen zur Nachabfindungspflicht für den Fall,
dass der Erbe oder Übernehmer eines Landguts dieses nach dem Erwerb ganz oder teil-
weise veräußert.37

Regelungen zur Nachabfindung können jedoch vertraglich vereinbart werden, z.B. in An-
lehnung an § 13 HöfeO. Werden solche Vereinbarungen nicht getroffen, kommt lediglich
in Ausnahmefällen nach den Grundsätzen des Wegfalls der Geschäftsgrundlage ein Aus-
gleich in Betracht.38 In der Literatur wird dagegen teilweise mit unterschiedlichen Be-
gründungen und Ansätzen eine Nachabfindungspflicht auch für Landgüter i.S.d. §§ 2049,
2312 BGB befürwortet.39

IV. Die Zuweisung landwirtschaftlicher Betriebe nach dem GrdStVG

20 Ein landwirtschaftlicher Betrieb, der einer durch gesetzliche Erbfolge entstandenen Er-
bengemeinschaft gehört, kann nach § 13 GrdStVG durch Beschluss des Landwirt-
schaftsgerichts auf Antrag einem Miterben zu Alleineigentum zugewiesen werden.

Die Zuweisung ist nach § 14 Abs. 1 GrdStVG nur zulässig, wenn der Betrieb mit einer zur
Bewirtschaftung geeigneten Hofstelle versehen ist und seine Erträge ohne Rücksicht auf
die privatrechtlichen Belastungen im Wesentlichen zum Unterhalt einer bäuerlichen Fa-
milie ausreichen. Die Zuweisung ist darüber hinaus nur zulässig, wenn sich die Erben über
die Auseinandersetzung nicht einigen oder eine von ihnen vereinbarte Auseinanderset-

35 Wöhrmann/Graß, § 2049 BGB Rn 66 ff., die dieses Ergebnis allerdings kritisieren.
36 Z.B das Rheinland-Pfälzische Gesetz über die Höfeordnung in § 26.
37 Vgl. BGH NJW 1987, 1260, 1262, dem zufolge es im Bereich der §§ 2049, 2312 BGB „nach dem Gesetzes-

wortlaut und nach allgemeiner Auffassung keine ‚Nachabfindungen‘ gibt“. Kritisch Wöhrmann/Graß, § 2312
BGB Rn 2 ff. Vgl. aber auch die Entscheidung BGH NJW-RR 1992, 66, in welcher zum Landgut gehörende
auskiesungsreife Grundstücke mit dem Verkehrswert angesetzt wurden, u.a. mit der Begründung, dass auf
diese Weise zugleich für solche Fälle vorgebeugt werde, „in denen sich die Rechtsprechung andernfalls bei
späteren Grundstücksverkäufen des Erben genötigt sehen könnte, nach Wegen für ‚Nachabfindungen‘ zu su-
chen“.

38 Münchener Anwaltshandbuch Agrarrecht/v. Garnissen, § 11 Rn 153 unter Hinweis auf BGHZ 40, 334 = NJW
1964, 861. Zum Wegfall der Geschäftsgrundlage bei einem Erbverzicht, der auch zum Verlust der Nachabfin-
dungsansprüche nach § 13 HöfeO geführt hatte, vgl. BGHZ 134, 152 = NJW 1997, 653; in dem zugrundelie-
genden Fall hatte der Hoferbe den Hof sechs Jahre nach dem Erbfall veräußert.

39 Vgl z.B. MüKo-BGB/Lange, § 2312 Rn 20; Wöhrmann/Graß, § 2312 BGB, Rn 2 ff.

§ 1 Einf�hrung
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zung nicht vollzogen werden kann (§ 14 Abs. 2 GrdStVG). Die Zuweisung ist nach § 14
Abs. 3 GrdStVG unzulässig, solange die Auseinandersetzung nach § 2044 BGB aus-
geschlossen oder ein zu ihrer Bewirkung berechtigter Testamentsvollstrecker vorhanden
ist oder ein Miterbe ihren Aufschub nach §§ 2043, 2045 BGB verlangen kann.

21Der landwirtschaftliche Betrieb ist demjenigen Miterben zuzuweisen, dem er nach dem
wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Erblassers zugedacht war. Bei der Zuweisung
nach dem mutmaßlichen Erblasserwillen kommt einem Abkömmling kein grundsätzli-
cher Vorrang vor dem überlebenden Ehegatten zu.40 Die Zuweisung an einen Miterben,
der nicht Abkömmling oder Ehegatte des Erblassers ist, ist nur zulässig, wenn dieser
den Betrieb bewohnt und bewirtschaftet oder mitbewirtschaftet. Einem Miterben, der
zu einer Übernahme des Betriebes nicht bereit oder zu seiner ordnungsgemäßen Bewirt-
schaftung nicht geeignet ist, darf der Betrieb nicht zugewiesen werden (§ 15 GrdStVG).

22Wird der Betrieb einem Miterben zugewiesen, so steht den anderen Miterben anstelle ih-
res Erbteils ein Anspruch auf Geldabfindung zu. Die Abfindung bemisst sich nach dem
Wert ihres Anteils am zugewiesenen Betrieb. Hierbei ist der Betrieb jedoch im Interesse
seiner Fortführung nicht mit dem Verkehrswert, sondern lediglich mit dem – in der Regel
erheblich niedrigeren – Ertragswert anzusetzen (§ 16 Abs. 1 GrdStVG). Auf Antrag ei-
nes Miterben kann das Landwirtschaftsgericht bei der Zuweisung anordnen, dass der Mit-
erbe statt in Geld ganz oder teilweise durch Übereignung eines Grundstücks abzufinden
ist (§ 16 Abs. 4 GrdStVG).

Ähnlich wie die HöfeO41 und die Landesanerbengesetze sieht auch das Grundstücksver-
kehrsgesetz Nachabfindungsansprüche vor, wenn der Erwerber des zugewiesenen land-
wirtschaftlichen Betriebes innerhalb von fünfzehn Jahren nach dem Erwerb durch Ver-
äußerung oder auf andere Weise, die den Zwecken der Zuweisung fremd ist, erhebliche
Gewinne aus dem Betrieb zieht (§ 17 Abs. 1 GrdStVG).

40 OLG Brandenburg ZerbR 2016, 81 m. Anm. Wirich.
41 Vgl. § 13 HöfeO.

C. Die Zersplitterung des Landwirtschaftserbrechts § 1
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§ 2 Vertragsgegenstand „landwirtschaftlicher
Betrieb“

A. Hof im Sinne der HöfeO

I. Begriff des Hofes

1Hof im Sinne der HöfeO ist nach § 1 Abs. 1 S. 1 HöfeO eine im Gebiet der Bundesländer
Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Holstein belegene
land- oder forstwirtschaftliche Besitzung mit einer zu ihrer Bewirtschaftung geeigneten Hof-
stelle, die im Alleineigentum einer natürlichen Person oder im gemeinschaftlichen Eigentum
von Ehegatten (Ehegattenhof) oder im gemeinschaftlichen Eigentum von Lebenspartnern
nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz (Lebenspartnerhof, § 19 HöfeO) steht oder zum Ge-
samtgut einer fortgesetzten Gütergemeinschaft gehört, sofern die Besitzung einen Wirt-
schaftswert von mindestens 10.000 EUR hat (sog. Ist-Hof). Eine Besitzung, die einen Wirt-
schaftswert von weniger als 10.000 EUR, mindestens jedoch einen solchen von 5.000 EUR
hat, wird gemäß § 1 Abs. 1 S. 3 HöfeO Hof, wenn der Eigentümer erklärt, dass sie Hof sein
soll und der Hofvermerk daraufhin im Grundbuch eingetragen wird (sog. Kann-Hof).

2Wirtschaftswert ist der für den Wirtschaftsteil eines landwirtschaftlichen Betriebes fest-
gestellte Wert im Sinne des § 46 BewG. Wohnungswert und Wirtschaftswert bilden zusam-
men den steuerlichen Einheitswert des Betriebes (§ 46 BewG). Der Wohnungswert bleibt
daher für die Bestimmung der unteren Betriebsgröße nach der HöfeO außer Betracht. Im
Bescheid über den steuerlichen Einheitswert des landwirtschaftlichen Betriebes sind der
Wirtschaftswert und der Wohnungswert jeweils gesondert ausgewiesen. Der Notar, der
mit der Vorbereitung und Gestaltung eines Hofübergabevertrages befasst ist, sollte sich da-
her stets den Einheitswertbescheid über den landwirtschaftlichen Betrieb vorlegen lassen.
Er benötigt ihn im Übrigen auch für die Berechnung der Kosten gemäß § 48 GNotKG.

Zum Hof im Sinne der HöfeO gehören die Bestandteile gemäß § 2 HöfeO sowie das Ho-
feszubehör nach § 3 HöfeO (hierzu näher unten Abschn. V., Rdn 18 ff.).

II. Fakultatives Höferecht

3Für die lebzeitige Übertragung und die Vererbung eines Hofes im Sinne der HöfeO gelten
die besonderen Vorschriften der HöfeO, die von den Bestimmungen des allgemeinen
Rechts des BGB teilweise erheblich abweichen. Die Geltung der HöfeO ist jedoch nicht
zwingend. Vielmehr ist das Höferecht der HöfeO vom Eigentümer frei wählbar und
ausschließbar (fakultatives Höferecht).1 Die HöfeO gewährt dem Hofeigentümer das

1 BGH NJW-RR 2009, 1 330; Wöhrmann/Graß, § 1 HöfeO Rn 88.

§ 2
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Recht, durch negative Hoferklärung (Hofaufgabeerklärung) gemäß § 1 Abs. 4 S. 1
HöfeO und anschließende Löschung des Hofvermerks im Grundbuch die Hofeigenschaft
aufzuheben und damit die Anwendung der HöfeO auszuschließen. Ebenso hat er die Mög-
lichkeit, durch positive Hoferklärung (Hofeinführungserklärung) gemäß § 1 Abs. 4
S. 2 HöfeO und anschließende Eintragung des Hofvermerks die Hofeigenschaft (wieder)
einzuführen, sofern die Besitzung einen Wirtschaftswert von mindestens 5.000 EUR hat
(§ 1 Abs. 1 S. 3 HöfeO) und auch die übrigen Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 S. 1 HöfeO
erfüllt sind. Zu den Einzelheiten der Hofaufgabeerklärung- und Hofeinführungserklärung
vgl. die nachfolgenden Ausführungen in § 3).

4 Der Eigentümer, der seinen Hof durch Hofübergabevertrag übertragen möchte, muss sich
daher vor Abschluss des Hofübergabevertrages entscheiden, ob er die Geltung der HöfeO
wünscht. Wünscht er sie nicht und ist er Eigentümer eines Hofes i.S.d. Höfe, so muss er die
Hofeigenschaft zuvor durch negative Hoferklärung aufheben. Wünscht er dagegen die
Geltung der HöfeO und ist seine Besitzung nicht Hof i.S.d. Höfe, so muss er die Hofeigen-
schaft durch positive Hoferklärung einführen.

Die Entscheidung für oder gegen die HöfeO setzt zunächst einige Kenntnisse der wesent-
lichen Besonderheiten der HöfeO voraus. Hierzu gehören insbesondere die folgenden Re-
gelungen.

III. Rechtsfolgen der Hofeigenschaft

1. Hçferechtliche Sondernachfolge

5 Ein Hof im Sinne der HöfeO kann immer nur an eine Person vererbt werden. Dies folgt aus
§ 4 HöfeO. Danach fällt der Hof als Teil der Erbschaft nur einem der Erben (dem Hof-
erben) zu. Auf diesen geht der Hof mit dem Erbfall über. Eine Erbengemeinschaft am
Hof mit Gesamthandseigentum der Miterben hieran entsteht nicht.2 Der Hoferbe wird
mit dem Tode des Eigentümers ohne weitere Vollzugsakte Alleineigentümer des Hofes.3

Der Eigentümer kann die höferechtliche Sondernachfolge des § 4 HöfeO durch Ver-
fügung von Todes wegen nicht ausschließen (§ 16 HöfeO). Eine Verfügung von Todes
wegen, die gegen § 4 HöfeO verstößt, ist nach § 134 BGB nichtig. Die Berufung mehrerer

2 BFH BStBl II 1987, 561; v. Jeinsen, in: Faßbender/Hötzel/v. Jeinsen/Pikalo, § 4 HöfeO Rn 4 a.E.
3 Ob es sich bei der Hofnachfolge in den Hof um eine Ausnahme vom Grundsatz der Universalsukzession handelt

(so Wöhrmann/Graß, § 4 HöfeO Rn 7 ff.) oder um eine vom Gesetz mit dem Erbfall durchgeführte Auseinan-
dersetzung ähnlich einer dinglich wirkenden Teilungsanordnung (so Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/v. Jeinsen,
§ 4 HöfeO Rn 5 ff.), ist umstritten. Einigkeit besteht aber darüber, dass der Hoferbe mit dem Tod des Hofeigen-
tümers ohne Zwischenerwerb der Miterben sogleich Alleineigentümer des Hofes wird, BFH BStBl II 1992, 669.

§ 2 Vertragsgegenstand „landwirtschaftlicher Betrieb“
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Personen zu Hoferben stellt daher einen gemäß § 16 HöfeO unzulässigen und damit nich-
tigen Ausschluss von der Erbfolge kraft Höferechts dar.4

6Für den Hofübergabevertrag als vorweggenommene Erbfolge gilt über § 17 Abs. 1
HöfeO, der auf § 16 HöfeO verweist, die gleiche Einschränkung. Der Hof kann daher
auch durch Übergabevertrag nur an eine Person übertragen werden; die Hofübergabe
an mehrere Personen ist unzulässig.5

Eine Ausnahme vom Verbot der Vererbung und Übertragung an mehrere Personen gilt bei
Ehegatten. Da die HöfeO den Ehegattenhof kennt (§ 1 Abs. 1 S. 1 HöfeO), lässt sie auch
zu, dass der Hof ohne Verstoß gegen § 4 HöfeO an ein Ehepaar vererbt oder durch Hof-
übergabevertrag übertragen wird.6 Gleiches gilt über § 19 HöfeO für gleichgeschlecht-
liche Lebenspartner nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz.7

2. Hçferechtliche Anforderungen an den Hofnachfolger

a) Wirtschaftsf�higkeit

7Hofnachfolger, sei es von Todes wegen, sei es aufgrund Hofübergabevertrages, kann nach
der HöfeO nur werden, wer wirtschaftsfähig ist (§§ 6 Abs. 6, 7 Abs. 1 S. 2 HöfeO), d.h.
nach seinen körperlichen und geistigen Fähigkeiten, nach seinen Kenntnissen und seiner
Persönlichkeit in der Lage ist, den Hof selbstständig ordnungsmäßig zu bewirtschaften.8

An die Wirtschaftsfähigkeit ist ein strenger objektiver Maßstab zu stellen, wobei die An-
forderungen von der Art, Größe und der in Betracht kommenden Bewirtschaftung des Ho-
fes abhängen.9 Neben landwirtschaftlich-technischen Fähigkeiten und Kenntnissen, die
erforderlich sind, um einen landwirtschaftlichen Betrieb ordnungsgemäß zu bewirtschaf-
ten, müssen auch organisatorisch-kalkulatorische, betriebswirtschaftliche Kenntnisse

4 BGH ZEV 2004, 335, 336; BGH RdL 1983, 65; BGHZ 26, 298, 303; Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/Roemer, § 16
HöfeO Rn 8.

5 Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/Roemer, § 17 HöfeO Rn 47; Wöhrmann/Graß, § 17 HöfeO Rn 34.
6 BGH NJW 1960, 1251; v. Jeinsen, in: Faßbender/Hötzel/v. Jeinsen/Pikalo, § 7 HöfeO Rn 5, jeweils betr. Ver-

erbung an ein Ehepaar; BGH RdL 157, 10; Wöhrmann/Graß, § 17 HöfeO Rn 35, jeweils betr. Übertragung an
ein Ehepaar.

7 Durch das Gesetz zur Einführung des Rechts der Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts vom
20.7.2017, BGBl I. S. 2787, wurden bereits eingetragene Lebenspartnerschaften nicht automatisch in Ehen um-
gewandelt. Die Paare haben vielmehr insoweit nach § 20a des Lebenspartnerschaftsgesetzes ein Wahlrecht
(Knoop, NJW-Spezial 2017, 580).

8 Das Erfordernis der Wirtschaftsfähigkeit gilt nicht nur für den gesetzlichen Hoferben (§ 6 Abs. 6 HöfeO) und für
den durch Verfügung von Todes wegen berufenen Hoferben (§ 7 Abs. 1 S. 2 HöfeO), sondern gleichermaßen für
den Übernehmer, der den Hof zu Lebzeiten des Übergebers durch Hofübergabevertrag erwirbt, allgemeine Mei-
nung, vgl. Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/Roemer, § 17 HöfeO Rn 44 m.w.N.

9 OLG Oldenburg BeckRS 2011, 9450. Ausführlich zur Wirtschaftsfähigkeit Lüdtke-Handjery/v. Jeinsen/
v. Jeinsen, § 6 HöfeO Rn 89 ff.
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